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Rechtsgrundlagen 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung (BauNVO), die Planzeichenver-
ordnung (PlanzV), das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), die Hessische Bauordnung 
(HBO), das Hessische Wassergesetz (HWG), das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und die 
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in ihrer jeweils anzuwendenden gültigen Fassung. 
 

 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄSS § 9 BAUGB  

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB; § 4, 6 und 8 BauNVO i.V.m. § 1 

Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 

1.1 Allgemeine Wohngebiete WA 1 – 4 (§ 4 BauNVO i.V.m § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 

1.1.1 In allen Wohngebieten sind die gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen 
Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke unzulässig. 

1.1.2 Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwal-
tungen und Tankstellen sind in allen Wohngebieten unzulässig. 

1.2 Mischgebiet MI (§ 6 BauNVO i.V.m § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 

1.2.1 Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 3, 6, 7 und 8 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbe-
triebe – außer Apotheken – Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstät-
ten sind unzulässig. 

1.2.2 Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 
sind unzulässig. 

1.2.3 Alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf den Verkauf eines erotischen 
Warensortimentes und auf die Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Cha-
rakter ausgerichtet sind, sind unzulässig. 

1.3 Eingeschränkte Gewerbegebiete GEe (§ 8 BauNVO i.V.m § 1 Abs. 4, 5 und 6 Nr. 1 

BauNVO) 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO sind nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe und 
nicht wesentlich störende öffentliche Betriebe sowie Geschäfts-, Büro- und Verwal-
tungsgebäude, jeweils ohne Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsangehörige, zulässig. 

1.4 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

1.4.1 Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte 
und Familienzentrum“ ist eine Kindertagesstätte mit höchstens sechs Gruppen und 
integriertem Familienzentrum mit notwendigen Ab-/Stellplätzen und Nebenanla-
gen zulässig. 
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1.4.2 Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kirche“ sind kirch-
lichen Zwecken dienenden Gebäude und Einrichtungen sowie notwendige Ab-
/Stellplätzen und Nebenanlagen zulässig. 

1.5 Versorgungsfläche „Stromspeicher“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Innerhalb der Versorgungsfläche sind Anlagen und Einrichtungen zur gebietsbezo-
genen Stromspeicherung, Umwandlung, Sammlung und Verteilung in einem Ge-
bäude mit insgesamt maximal 5.000 m³ umbautem Raum und maximal 13 m Höhe 
über Geländeoberkante zulässig. Zudem sind Ladestationen für Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder für die Ab-/Stellplätze auf dem Grundstück zulässig. 

 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§ 16 Abs. 6, 18, 19 Abs. 4 und 

20 BauNVO) 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 BauNVO) 

2.1.1 Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Gebäudehöhe ist bei geneigten Dächern 
ab 15° (alte Teilung) die Traufhöhe (Schnittpunkt aufgehende Außenwand mit 
Dachhaut) und bei Dächern mit geringerer Neigung die Gebäudeoberkante 
(oberste Abschluss der Gebäudeaußenwand). Unterer Bezugspunkt ist das jewei-
lige Baugrundstück mit seiner vorgesehenen Grundstückszufahrt erschließenden 
Straße, der sich aus dem Schnittpunkt einer senkrecht von der Gebäudemitte an 
der Trauf-/Längsseite des Gebäudes anzusetzenden Linie mit der entsprechenden 
Gehweg-/Straßengrenze des Baugrundstückes ergibt. 

2.1.2 Die festgesetzten maximal zulässigen Traufhöhen bzw. Gebäudehöhen gelten nicht 
für technische Aufbauten und untergeordnete Bauteile (beispielsweise Fahrstuhl-
schächte, Treppenräume oder Lüftungsanlagen) sofern diese insgesamt einen Anteil 
von 10 % der jeweiligen Dachfläche nicht überschreiten, sowie für Anlagen zur 
Nutzung solarer Strahlungsenergie. 

2.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sowie im Mischgebiet darf gemäß § 19 Abs. 
4 Satz 3 BauNVO die zulässige Grundfläche durch die Fläche geplanter Tiefgara-
gen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,80 überschritten werden. 

2.3 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 4 wird gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO 
festgesetzt, dass die zulässige Grundfläche der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 
bezeichneten Anlagen um bis zu 25 % überschritten werden darf. 

 

3 Überbaubare Grundstücksflächen und Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und 
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 22 sowie Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 12, 14, 16 

Abs. 6 und § 23 BauNVO) 

3.1 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Wintergärten, Balkone, Loggien, Auf-
züge, Terrassen, Veranden, Außentreppen und Überdachungen bis zu einer Tiefe 
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von 1,50 m und einer Gesamtbreite von höchstens 5,00 m pro Fassade eines Ge-
bäudes überschritten werden. 

3.2 Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO über 25,00 m³ Brutto-Rauminhalt sind außer-
halb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig. Davon ausge-
nommen sind Fahrradabstellanlagen und E-Ladestationen. 

3.3 Tiefgaragen sind innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
und in den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 

3.4  Garagen und Carports sind in einem Abstand von mindestens 5,00 m und höchs-
tens 8,00 m von der öffentlichen Verkehrsfläche, von der aus sie erschlossen wer-
den, zu errichten. 

3.5 Stellplätze, Abstellplätze und Abfall-Sammelstandorte sind in Wohn- und Mischge-
bieten sowie der Versorgungsfläche innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen sowie der mit der Bezeichnung „ST“ festgesetzten Flächen zulässig. In Ge-
meinbedarfsflächen sowie im Gewerbegebiet sind Stellplätze darüber hinaus auch 
auf anderen Flächen zulässig. Notwendige Stellplätze für Menschen mit Behinde-
rung sind uneingeschränkt zulässig. 

3.6 Innerhalb der festgesetzten Fläche für Gemeinschaftsstellplätze sind Kunden- und 
Besucher-Stellplätze für das Misch- und die Wohngebiete, Stellplätze für Carsha-
ring-Angebote und mit E-Ladestationen sowie ein Gebäude mit max. 30 m² Grund-
fläche zur Unterbringung von gemeinschaftlich genutzten Fahrzeugen oder Mobili-
litätshilfen zulässig. 

 

4 Öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

4.1 In den innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestim-
mung „Parken/Parkhaus“ festgesetzten Randstreifen zur Anpflanzung von Bäumen 
sind mit einem maximalen Flächenanteil von 25% Fahrradabstellplätze („Park + 
Bike“) zulässig. 

4.2 Die in Wohn- und Mischgebieten festgesetzten Ein- und Ausfahrten dürfen nicht 
breiter als 5,00 m an die öffentliche Verkehrsfläche anschließen.  

 

5 (Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

5.1 Die vorhandenen Bäume auf der mit G 1 gekennzeichneten Grünfläche sind auf 
Basis eines grünordnerischen Konzeptes möglichst zu erhalten. Zu erhaltende 
Bäume sind während benachbarter Bauarbeiten zu schützen. 

5.2 Innerhalb der Grünfläche G 2 sind zulässig: 
- Fuß- und Radwege, mit wassergebundener Decke ausgebaut und maximal 3,00 

m, im Falle darunter anzulegender Leitungen der Ver- und Entsorgung 4,00 m 
breit, 
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- eine Versickerungsanlage der Mittelhessischen Wasserbetriebe auf maximal 
750 m² am festgesetzten Standort, mit max. 4,00 m breitem Unterhaltungsweg 
und -flächen (mit begrünungsfähigen und offenporigen Bodenbefestigungssys-
temen wie z.B. Rasenwaben), 

- eine Muldenrinne am Nordrand des Plangebietes mit mindestens 5 m-Abstand 
zur Bebauung, gemessen ab Böschungsoberkante, 

- Leitungen der Ver- und Entsorgung, wenn sie unter dem Wegenetz und mit 
Wurzelschutzmaßnahmen errichtet werden, 

- ein Kinderspielplatz und 
- auf bis zu 25% Flächenanteil Gartenanlagen für ein Stadt-Garten-Projekt, inner-

halb derer Gartenhütten bis jeweils max. 25 m³ umbauten Raum zulässig sind. 

6 FLÄCHEN FÜR GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTE (§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB) 

Die im Mischgebiet festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte werden zu Gunsten der 
folgenden Institutionen und Personengruppen gesichert: 
 
6.1 Die mit „G/F/L“ bezeichnete Erschließungsschleife sichert neben der verkehrlichen 
 und ver-/entsorgungsmäßigen Erschließung von Bauvorhaben  

- ein Gehrecht für die Allgemeinheit, zwischen innerer Gebietserschließung und 
der Straße Trieb, zur Nutzung für Fuß- und Radverkehr, 

- ein Fahrrecht für die Stadtreinigung und Rettung sowie für Kirchenbesucher/in-
nen mit Behinderung und 

- ein Leitungsrecht für die Ver- und Entsorger des Gebietes sowie Durchleitung 
einer Fernwärmetrasse zu Gunsten der Stadtwerke Gießen/SWG und ihre 
Rechtsnachfolger/in.  

 
6.2 Die mit „F/L“ bezeichnete Wegefläche am nordöstlichen Rand des Mischgebietes 

 sichert ein Fahrrecht zu Gunsten der Mittelhessischen Wasserbetriebe/MWB und 
ihre Rechtsnachfolger/in zur Unterhaltung der Muldenrinne am nördlichen Gebiets-
rand sowie ein Leitungsrecht für die SWG und ihre Rechtsnachfolger/in zur Durch-
leitung einer Fernwärmetrasse. 

 
6.3 Die mit „G/L“ bezeichnete Wegefläche sichert ein Gehrecht für die Allge-
 meinheit zur Nutzung für Fuß- und Radverkehr sowie ein Leitungsrecht zu Gunsten 
 der MWB und ihre Rechtsnachfolger/in. 
 
6.4 Die mit „L“ bezeichnete Leitungstrasse im WA 4 sichert ein Leitungsrecht zu Gun-
 sten der Stadtwerke Gießen und ihre Rechtsnachfolger/in zur Durchleitung von Fern-
 wärme.  
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7 MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR 

UND LANDSCHAFT (§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB) 

7.1 In den Allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet sind mindestens 40% der 
Grundstücksfläche, im eingeschränkten Gewerbegebiete mindestens 20% der 
Grundstücksfläche gärtnerisch zu begrünen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Hierbei kann die Begrünung von Tiefgaragen vollständig sowie die Begrünung von 
Dachflächen zu 50% angerechnet werden. 

7.2 Dächer bis zu einer Dachneigung von 5 Grad (alte Teilung) sind, sofern sie nicht 
für haustechnische Aufbauten benötigt werden, zur Belichtung darunter liegender 
Räume lichtdurchlässig ausgebildet werden müssen oder als Dachterrasse genutzt 
werden, zu mindestens 60% mit einer Dachbegrünung zu versehen. 

7.3 Die Stellplätze und deren Zufahrten sind mit begrünungsfähigen und offenporigen 
Bodenbefestigungssystemen (z. B. Rasenwaben) anzulegen.  

7.4 Zwei für Blaumeisen und zwei für Kohlmeisen geeignete Nisthilfen sind in den vor-
handenen Bäumen der Grünfläche G1 anzubringen. 

7.5 Drei für Blaumeisen und drei für Kohlmeisen geeignete Nisthilfen sind in der Grün-
fläche G2 nach deren Fertigstellung anzubringen. 

7.6 An das Parkhaus sind sechs Nisthilfen (bzw. zwei Dreier-Koloniekästen) für Sper-
linge anzubringen. 

 

8 Festsetzungen zu Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

8.1 Im gekennzeichneten Pflanzstreifen zum Anpflanzen von Bäumen entlang der Er-
schließungsstraßen sind mindestens je angefangene 10 lfm ein großkroniger oder 
säulenförmiger Laubbaum mit einem Mindest-Stammumfang von 16-18 cm zu 
pflanzen. Pflanzscheiben sind offen mit mindestens 4,0 m² (2,0 m x 2,0 m) Fläche 
oder als Pflanzstreifen mit einer Breite von mindestens 2,0 m zu gestalten. Pro Baum 
ist eine durchwurzelbare Pflanzgrube mit verbessertem Oberboden oder Boden-
substrat mit einem Volumen von mindestens 8 m³ (2,0 m x 2,0 m x 2,0 m) herzu-
stellen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu entwickeln. 

8.2 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist ein Gehölzbe-
stand aus heimischen Gehölzarten anzulegen. Dabei ist mindestens alle 10 m (bei 
schmalkronigen Sorten alle 8 m) ein großkroniger (nur bei nachbarrechtlich be-
dingten Einschränkungen auch mittel- oder kleinkroniger) Laubbaum zu verwenden. 

8.3 Das Parkhaus ist mit einer Fassadenbegrünung zu versehen (je 5 m eine Pflanze). 
Ausgenommen davon sind die Ein- und Ausfahrten, die Treppenhäuser und die 
Zugänge. 
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8.4 Die nicht mit Gebäuden überbauten Flächen auf Tiefgaragen sind mit einer min-
destens 60 cm hohen Substratschicht zu versehen und mit Ausnahme von Wege-
flächen dauerhaft zu begrünen. 

8.5 In der Grünfläche G2 ist jedes Jahr eine mindestens 1000 m² große Teilfläche als 
Blühfläche mit samentragenden Blumen und Stauden anzulegen. 
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 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄSS § 81 HBO (Sat-

zung gemäß § 91 Abs.  1 HBO i.V.m. § 9 Abs.  4 BauGB)  

1 Gestaltung von Dächern, Dachaufbauten und Fassaden (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HBO) 

1.1 Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes WA 1, dem Mischgebiet, den Gemein-
bedarfs- und Versorgungsflächen sowie im eingeschränkten Gewerbegebiet sind  
Pultdächer und Flachdächer mit einer Neigung von nicht mehr als 5 Grad (jeweils 
alte Teilung) zulässig. 

1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind ausschließlich beidseitig gleichgeneigte 
Satteldächer mit einer Dachneigung von 30 – 45 Grad (alter Teilung) zulässig. 

1.3 Im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete WA 3 und WA 4 sind sowohl Pultdä-
cher mit einer Neigung von 5 bis maximal 20 Grad als auch beidseitig gleichge-
neigte Satteldächer mit einer Dachneigung von 30 – 45 Grad (jeweils alter Teilung) 
zulässig.  

1.4 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig, wenn die Anlagen 
nicht außerhalb der Dachflächen liegen und die Solarmodule die gleiche Neigung 
und Ausrichtung wie die darunter liegenden Dachflächen aufweisen oder diese 
dachintegriert sind. Bei Anlagen auf Flachdächern sind auch Anlagen mit anders 
geneigten und ausgerichteten Solarmodulen zulässig, wenn der Abstand von den 
Gebäudefassaden mindestens dem Maß der maximalen Höhe der Anlage ober-
halb der Dachfläche entspricht. 

1.5 Für die Dacheindeckung sind ausschließlich die Farbtöne Anthrazit, Rot und Rot-
braun zulässig. Die Verwendung von glänzenden Materialien mit einem Reflexi-
onsgrad von > 50 % ist für die Dacheindeckung auf geneigten Dächern unzulässig. 
Davon ausgenommen sind, aus Gründen des Vorrangs der Nutzung erneuerbarer 
Energien, Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie. 

1.6 Der Anteil von Dachgauben, sonstigen Dachaufbauten sowie Dacheinschnitten 
bzw. die Breite von Zwerchhäusern darf maximal 1/3 der Trauflänge, bezogen 
auf die Summe der Trauflängen des Gebäudes, betragen. Ihre Höhe darf die tat-
sächliche Firsthöhe/Gebäudehöhe nicht überschreiten. 

1.7 Absturzsicherungen an Gebäuden oder Gebäudeteilen sind als offene Geländer 
auszuführen. Geschlossene Brüstungen und Brüstungsmauern sind nicht zulässig. 
Sichtschutzelemente dürfen nur an der innen liegenden Seite der Geländer instal-
liert werden. 

1.8 Doppel-, Reihenhäuser und Hausgruppen sind jeweils nur in einheitlicher äußeren 
Gestaltung (Dachform und –neigung, Material, Farbgebung, Dachaufbauten, Ein-
friedungen usw.) pro Hausgruppe zulässig. 
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2 Grundstückseinfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

2.1 Grundstückseinfriedungen im Wohngebiet  sind zum öffentlichen Raum hin nur in 
Form von Hecken oder als offene Einfriedungen aus Drahtgeflecht, Stabgitter usw. 
bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m über der Geländeoberkante, gemessen an 
der Grundstücksgrenze, zulässig sind. Bei Errichtung von Zaunanlagen als Einfrie-
dung entlang von Verkehrsflächen sind diese durch standortgerechte Laubhecken, 
frei wachsende Sträucher oder Kletterpflanzen zu begrünen. 

2.2 Im Mischgebiet sind offene Einfriedungen zum öffentlichen Raum hin bis zu einer 
Höhe von maximal 1,50 m über der Geländeoberkante, gemessen an der Grund-
stücksgrenze, zulässig. 

2.3 Innerhalb der eingeschränkten Gewerbegebiete sind offene Einfriedungen zum öf-
fentlichen Raum hin bis zu einer Höhe von maximal 2,00 m über der Geländeober-
kante, gemessen an der Grundstücksgrenze und inklusive nach innen abgewinkel-
tem Übersteigschutz, zulässig. 

 

3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 81 Abs.1 Nr. 3 HBO) 

Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter sind in das jeweilige Gebäude zu 
integrieren oder auf den Grundstücken einzurichten und durch Sichtschutz von der 
straßenseitigen Einsicht abzuschirmen sowie durch Anpflanzungen zu begrünen 
oder durch mit mehrjährigen Kletterpflanzen berankte Pergolen abzuschirmen. 

 

4 Werbeanlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

4.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und innerhalb der festgesetzten 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Davon ausgenommen sind im einge-
schränkten Gewerbegebiet je Grundstück ein Werbepylon mit max. 8,00 m zuläs-
siger Höhe  über Geländeoberkante, und je 2.000 m² Grundstücksfläche eine 
Werbefahne, max. 10 ,00 m hoch, jeweils  im Bereich der Grundstückszufahrten. 

4.2 An Gebäuden sind Werbeanalgen nur unbeleuchtet und innerhalb der Flächen der 
Gebäudefassaden bis zu 2,0 m unterhalb der Traufkante bzw. Attika zulässig. Die 
Gesamtfläche der Werbeanlagen an Gebäuden darf 8 % der Wandfläche, an der 
sie angebracht sind, nicht überschreiten. Bei Schriftzügen aus Einzelbuchstaben ist 
die Fläche nach den Außenmaßen des gesamten Schriftzuges zu ermitteln. Wer-
beanlagen an Gebäuden sind in Gestaltung, Farbe und Größe aufeinander abzu-
stimmen. 

4.3 Anlagen mit grellem, wechselndem oder bewegtem Licht sowie Projektionen und 
akustische Werbeanlagen sind unzulässig. Zudem sind an Fassaden von Gebäu-
den, die zur angrenzenden öffentlichen Grünfläche und/oder Wohnbebauung wir-
ken, Werbeanlagen unzulässig.
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 KENNZEICHNUNGEN, HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBER-
NAHMEN (§  9 Abs. 6 BauGB)  

1 Altlastenkennzeichnung 

Bei dem Flurstück Gemarkung Gießen, Flur 53, Flurstück Nr. 3/32 handelt es sich 
um einen Teilbereich der ehemaligen Pendleton-Barracks. Diese ehemals militärisch 
genutzte Fläche ist unter dem Az.: 531.005.032-001.021 im Altflächenkataster 
des Landes Hessen erfasst. Der Nutzung „Kaserne“ wird durch das Hessische Lan-
desamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) ein sehr hohes Gefähr-
dungspotential zugewiesen. Das Gefährdungspotential drückt aus, wie hoch die 
Wahrscheinlichkeit einer Umweltbeeinträchtigung in Folge des Umganges mit um-
weltgefährdenden Stoffen eingeschätzt wird. 

Im Rahmen zahlreicher bisher durchgeführter Untersuchungen und Altlastensanie-
rungen im Bereich der Pendleton Barracks wurden mehr als 230 Sondierungen und 
Bohrungen bis zu einer Tiefe von 40 m unter Geländeoberkante niedergebracht. 

Infolge der militärischen Vornutzung sowie der vorliegenden Untersuchungen des 
Geländes der ehemaligen Pendleton-Barracks handelt es sich bei dem Flurstück 
Gemarkung Gießen, Flur 53, Flurstück Nr. 3/32 um eine altlastverdächtige Fläche 
im Sinne des Gesetzes (§ 2 Abs. 6 BBodSchG). 

Im Rahmen des Rückbaus von baulichen Anlagen auf der Fläche des ehemaligen 
Kasernengeländes, wurden punktuelle Bodenverunreinigungen saniert und mit Ab-
schlussbericht der SL-Geotechnik vom 16.11.2001 dokumentiert. 

Der erfolgreiche Abschluss der Bodenluft- und Schichtwassersanierung im Bereich 
der Tankstelle des ehemaligen Motorpools wurde mit Verfügung des Regierungs-
präsidiums Gießen vom 15.11.2004 (Az: IV/MR-41.5/kn – 100 i 06.03) bestä-
tigt. 

Ergänzend zu den Sanierungsarbeiten wurde im betroffenen Bereich ein weitge-
hender Bodenaustausch vorgenommen. 

Das Regierungspräsidium weist in seiner o. g. Verfügung jedoch ausdrücklich da-
rauf hin, dass trotz erfolgreicher Sanierung weitere lokale Bodenbelastungen nicht 
ausgeschlossen werden können. Deshalb sind Bodenaushubarbeiten durch einen 
Fachgutachter zu begleiten. Auffälligkeiten sind dem Regierungspräsidium Gießen, 
Abteilung Umwelt mitzuteilen. 

Möglicherweise notwendige umwelt- und/oder altlastenfachliche Untersuchungen 
im Zuge geplanter Baumaßnahmen, evtl. erforderliche kleinräumige Bodensanie-
rungen, die Beseitigung oder Wiederverwertung von anfallendem belasteten Aus-
hubmaterial außerhalb des Baugrundstückes sowie die fachgutachterliche Überwa-
chung und Dokumentation der Aushubarbeiten verursachen nicht unerhebliche hö-
here Kosten. 

Im Baugenehmigungsverfahren sowie bei baugenehmigungsfreien Bauvorhaben 
sollten das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen sowie gegebenenfalls das 
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Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, frühzeitig eingebunden werden 
(§§ 4, 7 und 9 BBodSchG, Bauvorlagenerlass vom 02.08.2012). 

Im Rahmen von Abbruch- und Bauvorhaben im Plangebiet ist das Merkblatt der 
Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel, Abteilungen Umwelt, zur „Ent-
sorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils neuesten Fassung zu be-
achten. 

2 Immissionsschutzrechtliche Hinweise 

Gemäß Schalltechnischer Untersuchung Nr. 1625/II des Büros für Schallschutz/ 
Solms vom 21.01.2019  führen die Geräusche der das Plangebiet umgebenden 
Straßen (A 485, Grünberger Straße) in den allgemeinen Wohngebieten WA 1, 2 
und 4 zur Nachtzeit zu Überschreitungen des Orientierungswertes nach DIN 
18005 (L = 45 dB(A)). Die Überschreitungen des Orientierungswertes betragen 
nachts bis zu 3 dB(A). Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (49 dB(A)) wer-
den eingehalten. 
Innerhalb des Gewerbegebietes ergeben sich Beurteilungspegel von bis zu LrN  ≤ 
62 dB(A). 
 
Es wird empfohlen, den erforderlichen Schallschutz für die Gebäude durch passive 
Maßnahmen gemäß der in der Abbildung dargestellten, ermittelten Lärmpegelbe-
reiche und der unten aufgeführten diesbezüglichen bewerteten Schalldämmmaße 
für Außenbauteile sicherzustellen. 
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Für die in den Allgemeinen Wohngebieten ermittelten nächtlichen Beurteilungspe-
gel bis zu 48 dB(A) wird der Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109 (Maßgebliche 
Außenlärmpegel La ≥ 61 dB)zugeordnet. Das erforderliche gesamte bewertete 
Schalldämmmaß der Außenbauteile beträgt R'w,ges = 35 dB. Es reicht gemäß DIN 
4109 in Verbindung mit VDI 2719 bei üblichen Raummaßen und Fensterflächen-
anteilen ein Prüfstandwert der Fenster von Rw,P ≥ 32 dB (Schallschutzklasse 2) zur 
Erfüllung der baurechtlichen Anforderungen aus. Übliche Isolierglasfenster, die aus 
Wärmeschutzgründen sowieso erforderlich sind, erfüllen diese Anforderung. 
Für die Wohnnutzung wird zudem empfohlen, zumindest die Freibereiche ausrei-
chend zu schützen, indem beispielsweise im Wesentlichen die Anordnung der Ter-
rassen auf der Westseite der Gebäude erfolgt. 
 
Innerhalb des Gewerbegebietes ergeben sich Beurteilungspegel von bis zu LrN      ≤ 
62 dB(A) und damit der Lärmpegelbereich V. Das erforderliches gesamte bewertete 
Schalldämmmaß der Außenbauteile beträgt R'w,ges = 40 dB für Büroräume zur Er-
füllung der baurechtlichen Anforderungen. 

 

3 Bergrechtlicher Hinweis 

Für das Plangebiet liegen laut zuständigem Bergamt beim Regierungspräsidium 
Gießen Hinweise auf früheren Bergbau vor. Es wird von einem erloschenen Berg-
werksfeld ausgegangen, so dass ggf. diesbezügliche Sicherungsmaßnahmen er-
forderlich werden. Es wird die Abstimmung diesbezüglicher Anforderungen mit der 
staatlichen Bergaufsichtsbehörde empfohlen. 
 

4 Wasserwirtschaftlicher Hinweis 

Gemäß § 3 (5) der städtischen Abwassersatzung (2013) ist von den Dachflächen 
mit einer Größe von mehr als 20 m² abfließendes Niederschlagswasser in nach 
dem jeweiligen Ertrag und Bedarf zu bemessenden Regenwassernutzungsanlagen 
zu sammeln. Ausgenommen hiervon sind vor dem 01.04.2013 vorhandene Ge-
bäude, deren Entwässerung nicht wesentlich geändert wird, sowie unbeabsichtigte 
Härtefälle unter Berücksichtigung öffentlicher Belange. 

Vom Graben an der Nordseite des Plangebiets ist gemäß Hessischem Wasserrecht 
ein Gewässerrandstreifen von 5 m von baulichen Anlagen freizuhalten. Für etwa-
ige Änderungen am Graben (Muldenrinne zum Regenwasserabfluss) ist ein was-
serrechtliches Verfahren notwendig. 

 

5 Entwässerungsanlagen 

Bei der Herstellung der Einrichtungen zur Niederschlagsentwässerung sind die all-
gemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere das Arbeitsblatt A 138 
„Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht schäd-
lich verunreinigtem Niederschlagswasser“ der Abwassertechnischen Vereinigung 
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(ATV), die DIN 1986 „Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke“ und 
DIN 1989 „Regenwassernutzung“, die Euronormen EN 12056 und EN 752 sowie 
die Abwassersatzung der Stadt Gießen zu beachten. 

 

6 Kampfmittelverdacht 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst Darmstadt vorliegenden Kriegs-
luftbilder hat ergeben, dass sich das Plangebiet in einem Bombenabwurfgebiet 
befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grund-
sätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbe-
bauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von min-
destens 5,00 Metern durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden, 
ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls 
nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den 
Grundstücksflächen erforderlich. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Da-
tenaufnahme erfolgen. Sofern die Flächen nicht sondierfähig sein sollten (z.B. wg. 
Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus 
Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden 
Bauarbeiten erforderlich. Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugru-
benverbau (Spundwand, Berliner Verbau, usw.) durch Sondierungsbohrungen in 
der Verbauachse abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sol-
len die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

 

7 Artenschutz 

Vor Rodung von Gehölzen ist zu prüfen, ob hiervon geschützte Arten betroffen sind 
und gegebenenfalls durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass keine Ver-
botstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintreten. Rodungen sollten deshalb mög-
lichst in den Monaten September und Oktober erfolgen. 

Es sind zehn Nisthilfen für den Gartenrotschwanz außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans in der Wieseckaue oder in städtischen Streuobstwiesen anzu-
bringen. 

Das Flurstück Gemarkung Gießen, Flur 36, Nr. 79 ist als Nahrungsfläche für Blut-
hänfling und Stieglitz als Brache mit Hochstaudenflur zu entwickeln und zu erhal-
ten. 
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8 Richtlinien für Baumpflanzungen/Artenempfehlungen 

Standortbedingt muss für alle Gehölzpflanzungen ein Bodenaustausch erfolgen: 
- entweder Bodenaustausch der gesamten oberen 30-40 cm 
- oder je Baum eine Pflanzgrube gemäß der DIN 18916 in Verbindung mit den 

Empfehlungen für Baumpflanzungen Teil 1 und 2 der Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. 

Es wird empfohlen, neben einheimischen Baumarten auch trockenheitsresistente 
Laubgehölze zu verwenden. Bei Baumgehölzen sollten mehrfach verpflanzte 
Stammbüsche bzw. Hochstämme mit mindestens 16-18 cm Stammumfang verwen-
det werden. 

Bäume (trockenheitsresistent und stadtklimageeignet für die Gehölzbestände 
im Gewerbegebiet, Reihenfolge stellt eine Wertung dar): 
Quercus cerris 
Quercus coccinea 
Quercus frainetto 
Platanus orientalis 
Quercus x hispanica 
Tilia tormentosa ‘Brabant’ 
Ulmus hollandica ‘Lobel’ 
(Pflanzabstand bei Ulmus nicht 10 m, son-
dern 8m) 

Zerr-Eiche 
Scharlach-Eiche 
Ungarische Eiche 
Abendländische Platane 
Spanische Eiche 
Brabanter Silber-Linde 
Schmalkronige Stadtulme  

 
Säulenformen (z.B. bei Engstellen im Wohngebiet): 
Ulmus hollandica ‚Lobel’ Schmalkronige Stadtulme 
Carpinus betulus ‚Frans Fontaine’ Säulen- Hainbuche 
Quercus robur ‚Fastigiata‘ ‚Koster‘ oder 
‚Columna‘ 

 
Säulen-Eiche 

  
Heimische Sträucher (z.B. für die Unterpflanzung in den Gehölzbeständen im  
Gewerbegebiet): 
Cornus sanguinea  
Corylus avellana  
Crataegus spec.  
Euonymus europaeus  
Ligustrum vulgare 
Lonicera xylosteum  
Rosa canina 
Salix cinerea 
Sambucus nigra  
Viburnum opulus 

Hartriegel 
Hasel 
Weißdorn 
Pfaffenhütchen 
Gemeiner Liguster 
Rote Heckenkirsche 
Hunds-Rose 
Grauweide 
Schwarzer Holunder 
Echter Schneeball 

  
Kletterpflanzen:  
Clematis spec. 
Hedera helix 
Humulus lupulus 
Lonicera spec. 
Polygonum aubertii 
Parthenocissus spec. 
Vitis vinifera 

Waldrebe 
Efeu 
Hopfen 
Geißblatt 
Kletter-Knöterich 
Wilder Wein 
Weinrebe 

 


